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ie britische Finanzaufsicht Financial 
Conduct Authority (FCA) hat eine Un-
tersuchung gegen Kristo Käärmann, den 
Mitgründer und Chef des Fintech-Unter-
nehmens Wise eingeleitet. Dabei geht es 

offenbar um die Frage, ob der Finanzmanager 
die Verpflichtungen nach seiner Verurteilung 
wegen versäumter Steuerzahlungen im vergan-
genen Jahr erfüllt hat. Die Aktien des in London 
notierten Finanzdienstleisters verloren darauf-
hin knapp drei Prozent.

Der in Estland geborene Unternehmer wur-
de im September wegen falscher Steueranga-
ben und Zahlungsversäumnisse zu einer Geld-
strafe von umgerechnet rund 425.000 Euro 
verurteilt. Solche Steuervergehen sind gerade 
für Finanzmanager kein Kavaliersdelikt. Füh-
rungskräfte von staatlich regulierten Finanz-
firmen unterliegen in Großbritannien beson-
ders strengen Regeln. Verstöße können zu 
empfindlichen Strafen bis hin zu einem Berufs-
verbot führen.

Wise nimmt die Sache „sehr ernst“
Kein Wunder, dass David Wells, Verwaltungs-
ratschef von Wise, die Angelegenheit „sehr 
ernst“ nimmt: „Nach Überprüfung der Angele-
genheit Ende letzten Jahres hat der Vorstand 
Kristo aufgefordert, Abhilfemaßnahmen zu er-
greifen“, ließ Wells mitteilen. Und weiter: „Da-
zu gehörte auch die Bestellung eines professio-
nellen Steuerberaters, um sicherzustellen, dass 
seine persönlichen Steuerangelegenheiten an-
gemessen gehandhabt werden.“

Zugleich sagte der Chairman dem 41 Jahre 
alten Vorstandschef die Unterstützung des Ver-
waltungsrats zu. Wise hatte die Steueraffäre im 

vergangenen Jahr selbst untersuchen lassen und 
die Ergebnisse an die britische Finanzaufsicht 
weitergeleitet. Käärmann werde vollständig mit 
der Untersuchung der Finanzaufsicht kooperie-
ren. Die FCA wollte sich nicht zu dem aktuellen 
Fall äußern.

Käärmann besitzt rund 19 Prozent der An-
teile an Wise, das er zusammen mit dem est-
nischen Geschäftsmann Taavet Hinrikus im 
Jahr 2010 gründete und mit einem direkten Lis-
ting 2021 an die Londoner Börse brachte. Das 
Unternehmen hat heute einen Marktwert von 
rund 4,5 Milliarden Euro. Beim Börsendebüt 
waren es noch gut neun Milliarden Euro. Zu den 
ersten Investoren gehörten auch der briti-
sche Unternehmer Richard Branson und der 
US-Investor Peter Thiel.

Die ersten Milliardäre Estlands
Wise ist eines der erfolgreichsten europäischen 
Fintechs und bietet insbesondere Dienstleistun-
gen für Verbraucher und Unternehmen im in-
ternationalen Zahlungsverkehr an. Auf seinem 
Twitter-Profil schreibt Käärmann, dass er „Geld 
ohne Grenzen arbeiten lässt“. Die beiden Wi-
se-Gründer gelten als die ersten Milliardäre Est-
lands. Im Februar hatte sich das Unternehmen 
in Wise umbenannt; der Gründungsname war 
Transferwise. „Wir sind vor zehn Jahren mit 
Geldtransfers gestartet“, sagte Käärmann da-
mals dem Handelsblatt. „Aber heute sind wir 
viel breiter aufgestellt.“ Deshalb sei nun ein gu-
ter Zeitpunkt, den Namen entsprechend anzu-
passen.

Für CEO Kristo Käärmann ist die Steuer-
affäre ein unangenehmer Makel. Schließlich 
wird er von der britischen Regierung für zwölf 
Monate auf einer Liste von Steuersündern ge-
führt.

Kristo Käärmann: Der 
Este hat Wise 2010 
gemeinsam mit Taavet 
Hinrikus gegründet.
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München. Auf einen Handwerker müssen Kun-
den zurzeit durchschnittlich elf Wochen warten, 
auf Bauhandwerker sogar rund vier Monate. „Das 
sind Rekordwerte“, sagte Holger Schwannecke, 
Generalsekretär des Zentralverbands des Deut-
schen Handwerks, am Montag in München. „Die 
Kunden müssen lange warten.“ Die Wartezeiten 
dürften auch kaum sinken: Die Branche kämpft 
mit Lieferengpässen, enormen Preissteigerungen 
und Fachkräftemangel – und das alles auf einmal. 
Selbst auf dem Bau, der bisher ein stabiler Kon-
junkturanker war, habe sich die Lage dramatisch 
verschärft, sagte Schwannecke. „Auf vielen Bau-
stellen stocken die Arbeiten, in Kfz-Werkstätten 
fehlen Ersatzteile, bei den Industriezulieferern des 
Handwerks Rohstoffe und Vorprodukte.“ Weil 
Preissteigerungen nicht überall an die Kunden wei-
tergegeben werden könnten, würden früher kal-
kulierte Angebote für die Betriebe inzwischen nicht 
selten zum Verlustgeschäft. Im Wohnungsbau ge-
be es Preissteigerungen um die 20 Prozent, sagte 
der bayerische Handwerkspräsident Franz Xaver 
Peteranderl. In einigen Kommunen werde ein 
Viertel der Bauanträge zurückgezogen. „Die ersten 
Unternehmen warnen bereits vor einem abrupten 
Ende des Baubooms im kommenden Jahr.“ dpa

Holger Schwannecke

Elf Wochen Wartezeit auf 
einen Handwerker

Leonardo Del 
Vecchio: Gründer 
und jahrelang Chef 
des Unternehmens.
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Mailand. Der italienische Unternehmer und Mil-
liardär Leonardo Del Vecchio, Gründer des Bril-
lenherstellers Luxottica, ist im Alter von 87 Jahren 
gestorben. Er galt als einer der reichsten Italiener 
und war jahrelang Chef des Unternehmens, zu 
dem auch bekannte Marken wie Ray-Ban oder 
Oakley gehören. „Essilor Luxottica teilt heute lei-
der mit, dass sein Vorstand Leonardo Del Vecchio 
gestorben ist“, schrieb das in Frankreich ansässige 
Börsenunternehmen am Montag. Man drücke der 
Familie und der globalen Belegschaft für „diesen 
enormen Verlust“ Beileid aus. „Del Vecchio war 
ein großer Italiener“, ließ Ministerpräsident Mario 
Draghi ausrichten. Der Geschäftsmann und De-
signer habe das Örtchen Agordo in den Dolo-
miten, wo er 1961 im Alter von 26 Jahren sein Un-
ternehmen Luxottica gründete, und auch das gan-
ze Land Italien in das Zentrum der Welt der 
Innovation gerückt. Del Vecchio starb laut Me-
dienberichten am Montag in einem Krankenhaus 
in Mailand. dpa

Leonardo Del Vecchio

Luxottica-Gründer stirbt  
 im Alter von 87 Jahren

Holger Schwannecke: Dramatisch verschärfte Lage.
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Kristo Käärmann

Wise-Chef im Visier der 
Finanzaufsicht

Der Gründer und CEO des Londoner Fintech-Unternehmens wurde bereits 
wegen versäumter Steuerzahlungen verurteilt. Nun holt ihn die Affäre ein.

Nach Überprü-
fung der Angele-

genheit Ende 
letzten Jahres hat 

der Vorstand 
Kristo aufgefor-

dert, Abhilfe-
maßnahmen zu 

ergreifen.

David Wells
Wise-Verwaltungs -

ratschef
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Minsk. In Belarus hat eine prominente
Regierungskritikerin Machthaber Ale-
xander Lukaschenko nach einem Jahr
Haft um Begnadigung gebeten. Die ge-
bürtige Russin Sofia Sapega war im Mai
2021 bei der erzwungenen Landung ei-
ner europäischen Passagiermaschine in
Minsk festgenommen worden. In dem
Gnadengesuch schrieb sie nach einem
Bericht des russischsprachigen Dienstes
der BBC vom Montag, ihre oppositio-
nelle Tätigkeit sei „Jugend und Dumm-
heit“ geschuldet gewesen. Inzwischen
habe sie „Rechtswidrigkeit und Illegi-
timität vollständig eingesehen“. Unklar
blieb, unter welchen Bedingungen das
Schreiben zustande kam. Sapega war
von der Justiz des autoritär regierten
Landes zu sechs Jahren Haft verurteilt
worden, weil sie im Messengerdienst 
Telegram einen oppositionellen Kanal
betrieb. Ihre Festnahme – zusammen
mit ihrem damaligen Lebensgefährten
Roman Protassewitsch – hatte interna-
tional Aufsehen erregt. dpa

Sofia Sapega

Oppositionelle bittet 
in der Haft um Gnade

Sofia Sapega: Schreiben an den belarussi-
schen Machthaber Lukaschenko.
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Kiew. Die Präsidentin der Republik
Moldau, Maia Sandu, hat sich bei einem
Besuch in der Ukraine erschüttert über
die Folgen des russischen Angriffskriegs
gezeigt. Die Staatschefin der kleinen,
an die Ukraine grenzenden Ex-Sowjet-
republik besuchte am Montag eigenen
Angaben zufolge die zerstörten Kiewer
Vororte Butscha, Borodjanka und Irpin.
„Ich war sprachlos von dem Ausmaß an
Gewalt und Zerstörung, das wir gese-
hen haben“, schrieb Sandu auf Twitter.
„Es ist eine unvorstellbare Tragödie.“
Dazu veröffentlichte sie Fotos, die sie
vor zerstörten Wohnhäusern zeigen.
Sandu traf zudem den ukrainischen
Präsidenten Wolodimir Selenski. Beide
Länder haben kürzlich von der EU den
Status eines Beitrittskandidaten zuge-
standen bekommen. dpa

Maia Sandu

Sprachlos vom 
Ausmaß an Gewalt

Maia Sandu: Erschüttert über die Folgen 
des Angriffskriegs gegen die Ukraine.
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Rainer Kirchdörfer: 
Klar auf Distanz zu 
Russland – aber mit 
Bedenken gegenüber 
Brüssel.
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Heike Anger Berlin

D
ass die EU-Regulierung meist unbeirrt wei-
terläuft, auch wenn die Wirtschaft Kon-
junktursorgen plagen – dieser Umstand 
treibt Rainer Kirchdörfer seit Jahren um. 
Der Vorstand der Stiftung Familienunter-

nehmen und Politik weiß genau, wie der Mittel-
stand unter staatlichem Bürokratie-Wahnsinn lei-
det. Von 3,3 Millionen Unternehmen in Deutsch-
land sind 2,9 Millionen familienkontrolliert. Auch 
jetzt verfolgt Kirchdörfer eine aktuelle Brüsseler 
Betriebsamkeit mit Sorge: Im EU-Parlament gibt 
es Überlegungen, die Meldeschwelle für das 
Transparenzregister zur Geldwäschebekämpfung 
abzusenken.

In den nationalen Transparenzregistern sind 
die wirtschaftlichen Eigentümer gespeichert, die 
mit 25 Prozent oder mehr der Kapital- oder 
Stimmrechte ein Unternehmen kontrollieren. Da-
mit soll die Bekämpfung von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung vorangebracht werden. 
Die beiden zuständigen Berichterstatter des Eu-
ropäischen Parlaments plädieren nun für eine 
deutliche Absenkung dieser Schwelle auf fünf Pro-
zent. Begründet wird eine Verschärfung auch mit 
einem besseren Zugriff auf das Vermögen russi-
scher Oligarchen im Zuge der Sanktionen nach 
Russlands Angriffskrieg gegen die Ukraine.

Nicht alle „über einen Kamm“ scheren
Das Ganze scheint verlockend. Bislang konnten 
nach Angaben der EU-Kommission Vermögens-
werte russischer Oligarchen und anderer Putin-
Unterstützer in Höhe von rund 12,5 Milliarden 
Euro eingefroren werden. Darunter seien Jachten, 
Hubschrauber, Immobilien und Kunstwerke. Das 
Transparenzregister könnte durchaus der wei-
teren Spurensuche dienen. 

Hier werde die Überarbeitung des EU-Anti-
geldwäschepakets nur noch durch die Brille jüngs-
ter Ereignisse betrachtet, ist aus manch einer Fir-
ma zu hören. Dabei seien die Familienunterneh-
men klar auf Distanz zu Russland gegangen.

Kirchdörfer will die Aufmerksamkeit auf diese 
Befindlichkeiten lenken. Als Stiftungsvorstand 
klärt er ohnehin unermüdlich über die Besonder-
heiten von Familienunternehmen auf, sitzt selbst 
in zahlreichen Aufsichts- und Verwaltungsräten 
– etwa beim Medizinproduktehersteller Bauer-
feind, bei Conrad Electronic oder bei der Deut-
schen Vermögensberatung – und ist Partner einer 
auf die Beratung von Familienunternehmen und 
Unternehmerfamilien spezialisierten Sozietät.

Nun erklärt er: „Die Familienunternehmen 
unterstützen die Sanktionen gegen Russland aus 
voller Überzeugung – und gehen darüber hinaus.“ 
Die Sanktionen, die sich auch gegen russische Oli-
garchen richteten, seien wichtig. „Doch der Kampf 
gegen Oligarchen sollte nicht Anlass sein, die Mel-
deschwelle zum Transparenzregister für alle Un-
ternehmen zu senken“, so Kirchdörfer. Damit 
würden alle Unternehmen „über einen Kamm“ 
geschoren. Beifang wären die personenbezogenen 
Daten rechtschaffener Unternehmerinnen und 
Unternehmer.

Das Register ist öffentlich einsehbar
Und die Gefahr, am Ende durch die Einwände als 
„Russlandversteher“ oder gar „Oligarchen -
freunde“ dazustehen? „Die Situation ist zu ernst, 
um nicht auf die schweren Folgen für die deutsche 
Wirtschaft hinzuweisen“, ist der 63-Jährige über-
zeugt. Demnach verschärft sich die ohnehin für 
viele familiengeführte Unternehmen bereits 
schwierige Situation erneut: Im Transparenzre-
gister müssen Daten der wirtschaftlichen Berech-
tigten wie Name, Geburtsdatum, Wohnort, 
Staatsangehörigkeit sowie Art und Umfang des 
wirtschaftlichen Interesses preisgegeben werden. 
Mittlerweile ist das Register sogar öffentlich ein-

sehbar. Die Stiftung Familienunternehmen und 
Politik ist der Meinung, die Behörden müssen zur 
Geldwäschebekämpfung die Daten kennen, nicht 
aber die Öffentlichkeit.

„Bei den Unternehmen ist dies mit Gefahren 
für die persönliche Sicherheit von Gesellschaftern 
verbunden“, mahnt Kirchdörfer. Betroffene könn-
ten Opfer von Betrug, Entführung oder Erpres-
sung werden. Wettbewerber könnten zudem 
wichtige Informationen über das Transparenzre-
gister ausspionieren, vor allem durch Kombina-
tion mit anderen Registern. „Vom bürokratischen 
Aufwand reden wir damit noch gar nicht, der 
durch ein Absenken der Meldeschwelle für die 
Unternehmen entsteht“, sagt Kirchdörfer.

Die Behörden müssten bei der Suche nach 
Verdächtigen gezielter vorgehen, so der Stand-
punkt der Stiftung. Das Vernetzen der nationalen 
Register innerhalb der EU sei nachvollziehbar. 
Aber es stelle sich die Frage, ob die „Ermittlung 

auf Knopfdruck“ überhaupt funktioniere und wa-
rum die Daten für die breite Öffentlichkeit zu-
gänglich sein müssten. „Die Sicherheitsleiter von 
Unternehmen müssen sich permanent mit der Ri-
siko- und Gefährdungslage durch das Trans-
parenzregister befassen“, berichtet Kirchdörfer, 
der einst bei Bosch eine Ausbildung zum Indus-
triekaufmann absolvierte. „Es bereitet uns große 
Sorge, welche Informationen vor allem über Fa-
milienunternehmen öffentlich zugänglich sind.“

Das Absenken der Meldeschwelle würde im 
Übrigen auch rund 600.000 GmbHs treffen. Für 
sie läuft am 30. Juni die Frist ab, bis zu der sie sich 
zwingend in das Register aufnehmen lassen müs-
sen.

Und Kirchdörfer hat bereits den nächsten Bü-
rokratie-Wahnsinn ausgemacht: Die EU erwägt 
momentan, mit der Einführung europäischer 
Nachhaltigkeitsberichtsstandards festzulegen, 
dass die wirtschaftlich Berechtigten direkt im Ge-
schäftsbericht aufzulisten sind. Dies wäre ein 
„weiterer Schlag“, so Kirchdörfer.

Rainer Kirchdörfer

Auf Distanz zu Brüssel
Der Vorstand der Stiftung Familienunternehmen und Politik sieht die Betriebsamkeit 

der EU im Vorgehen gegen russische Oligarchen mit Sorge.

Die Situation ist zu 
ernst, um nicht auf 

die schweren Folgen 
für die deutsche 

Wirtschaft hinzu-
weisen.

Rainer Kirchdörfer 
Vorstand der Stiftung Famili-
enunternehmen und Politik

Politiker/in des Tages
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